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Hier zufrieden, dort enttäuscht

Unterschiedliche Positionen zum Kohlehafen lösen bei der Bürgerinitiative unterschiedliche Reaktionen aus

Ralf Kubbernuß
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Ein Anblick, der in nicht allzu ferner Zukunft Vergangenheit sein soll: der Rhein und das Kraftwerk Voerde.
Foto: HeinzKkunkel

Dinslaken/Voerde. Zufrieden zeigte sich Matthias Stickel, Vorsitzender der Bürgerinitiative Kohlehafen (BI), gestern nach der Sitzung des Dinslakener Planungsausschusses am Donnerstag (die NRZ berichtete). Zwar sei er nach dem Vortrag von Dr. Wolfgang Konrad (Evonik Steag) auch nicht schlauer als zuvor, freue sich aber darüber, dass die Bedenken der BI in die Stellungnahme der Stadt Dinslaken zum Voerder Südhafen eingearbeitet werden sollen. In seinem Vortrag hatte Konrad beteuert, dass im Planfeststellungsverfahren

6,5 Mio. Tonnen Umschlag als Deckel festgelegt werden sollen. Zudem sei nicht zu befürchten, dass andere Kraftwerke von Voerde aus beliefert werden sollen, am Hafen selbst sei ja gar keine Bahnanbindung geplant.

Jeder Deckel zu heben

Beidem will Stickel keinen rechten Glauben schenken: „Jeder Deckel kann wieder angehoben werden. Spätestens dann, wenn irgendwo ein neues Kraftwerk gebaut wird", befürchtet er. Auch der Weitertransport der Kohle sei dann kein Problem: „Es gibt doch ein zusammenhängendes System, die kommen überall hin", so der BI-Vorsitzende.

Erfreulicher für ihn die Ergebnisse der politischen Beratung: Die kritische Stellungnahme der Stadtverwaltung für die Änderung des Regionalplans, in der Belastungen für die Bürger befürchtet und Alternativen-Prüfungen verlangt werden, soll um die Bedenken der BI ergänzt werden. Bei jedem einzelnen Kritikpunkt werde man prüfen, inwieweit er in die Stellungnahme zu übernehmen sei, versprach Dezernent Klaus Haverkämper. Am kommenden Dienstag soll die endgültige Fassung im Hauptausschuss beraten, eine Woche später im Rat beschlossen werden.

Während die CDU einige Punkte zur kritischen Stellungnahme der Verwaltung beigetragen hat, kümmern sich die Grünen eher um Politik in den eigenen Reihen: Helga Franzkowiak, frisch für die Grünen in den Rat gewählt, hatte kürzlich in einer Presseerklärung der Stadt Dinslaken vorgeworfen, die Bürger nicht zeitig genug über das Kohlehafen-Vorhaben informiert zu haben, schließlich sei die Verwaltung schon im Scoping Termin (Information für Beteiligte) 2006 darüber in Kenntnis gesetzt worden. Nun muss sich Helga Franzkowiak den Vorwurf gefallen lassen, dass sie selbst als Vertreterin des Naturschutzbundes Nabu durch den Scoping-Termin informiert war, danach aber selbst auch nichts unternommen habe, um das Vorhaben öffentlich zu machen. Eine Kritik aus den eigenen Reihen, vorgetragen von der scheidenden Vize-Fraktionsvorsitzenden Petra Schmidt-Niersmann. Ein Positionspapier, das in die Sellungnahme der Verwaltung hätte eingearbeitet werden können, gaben die Grünen derweil nicht ab.

Anlagentechnik schütz vor Belastungen

"Sehr, sehr schade", findet BI-Vorsitzender Matthias Stickel indes, dass die Stadt Voerde den geplanten Kohlehafen eher unkritisch sieht. „Obwohl wir mit vielen Politikern gesprochen hatten und die Resonanz nicht so negativ war", so Stickel. In dem Entwurf der Stellungnahme, die wegen der anstehenden Regionalplanänderung bis zum Monatsende abzugeben ist, geht die Stadt davon aus, dass die Anlagentechnik so gewählt wird, dass die Verträglichkeit mit den Wohnsiedlungen in Möllen (600 Meter vom Kohlehafen) nachgewiesen wird. „Insbesondere sind Lärm- und Staubbelästigungen auszuschließen", heißt es in der Vorlage, die Dienstag im Planungsausschuss beraten wird. Die größte Sorge der Voerder Stadtverwaltung besteht in den Auswirkungen auf die „touristische Qualität des Raumes". Die flussnahe und erlebnisreiche Trasse zwischen Walsum und Göttersickerhamm müsse bestehen bleiben. Deshalb spricht sich die Verwaltung für die Hochbrücke über den Kohlehafen aus, die Aussichtspunkt und Wege-Fortführung sein soll.
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KLARTEXT
Ein billiges Gefühl

Ralf Kubbernuß

Es müssen ernsthaft Alternativen zum Kohlehafen Voerde Süd geprüft werden, fordert die Stadt Dinslaken in ihrer Stellungnahme zur anstehenden Regionalplanänderung. Doch diese Alternativen wurden bereits geprüft, die Ergebnisse lagen 2006 beim Scoping-Termin vor. Wie ernsthaft die Prüfung hinsichtlich der Bürgerinteressen war? Teuer war sie auf jeden Fall. Und wer sollte auch nur annähernd soviel Geld in die Hand nehmen, wie seinerzeit die Steag, um mindestens genauso ernsthaft Alternativen prüfen zu lassen, die einen Vergleich zu den Steag-Ergebnissen auf Augenhöhe zuließen? Die Stadt Dinslaken? Die gut 100 Mitglieder der Bürgerinitiative?

Auch die Berechnungen, die bezüglich der Staub- und Lärmbelastung durch den Kohlehafen vorgelegt werden, machen einen sehr seriösen Eindruck. Und kommen zu dem Schluss, dass es keine nennenswerten Belastungen gibt. Wer sich aber einfach mal einen Kohlehafen vorstellt, mit 6,5 Mio. Tonnen Jahresumschlag und einem Kohlenlager, das gut 20 Meter höher als die rund 300 bis 400 Meter entfernten Häusern liegt, kann durchaus bezweifeln, dass es bei Wind und Wetter keine nennenswerten Belastungen für die Bürger gibt. Aber das ist nur so ein Gefühl, gar nicht teuer und gar nicht seriös.
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Kraftwerke auf hoher See

40 neue Windparks. Bundesbauminister treibt Pläne voran
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Rund 45 Kilometer vor Borkum entsteht in der Nordsee derzeit der erste deutsche Hochsee-Windpark Alpha Venturus.
Foto: ddp

Berlin. Bundesbauminister Wolfgang Tiefensee (SPD) will die Versorgung mit klimafreundlichem Strom aus Windparks in der Nord- und Ostsee vorantreiben. Derzeit seien rund 40 Off-ShoreWindparks in Planung, die rund 12 Millionen Haushalte mit Strom versorgen und etwa 30 000 Arbeitsplätze . schaffen sollen, hieß es im Bauministerium. Morgen will Tiefensee den entsprechenden Raum-ordnungsplan vorlegen.

Aktuell hoffe das Bauministerium, im Jahr 2020 rund 12 000 Megawatt Strom aus Windenergie in die deutschen Netze einspeisen zu können, sagte eine Ministeriumssprecherin. Das wäre knapp die Hälfte der Zielmarke von 25 000 Megawatt, die das Erneuerbare-Energien-Gesetz bis 2030 vorsieht.

Zuletzt wurden zu Monatsanfang drei Windparks in der Nordsee genehmigt: Zwei Parks 40 Kilometer nördlich der ostfriesischen Inseln sowie ein Park 90 Kilometer nördlich von Borkum. Insgesamt würden in diesen Parks knapp 200 Windräder betrieben.

Von den 40 Windparks sind 30 in der Nord- und zehn in der Ostsee geplant. 22 sind laut Ministerium bereits genehmigt. Die meisten neuen Parks werden in den sogenannten Vorranggebieten in der Nordsee entstehen. Dort sind die Parks in Gebieten etwa 32 bis 50 Kilometer vor den Ostfriesischen Inseln, etwa 87 Kilometer nördlich von Borkum sowie etwa 40 Kilometer südwestlich von Amrum geplant.

Im Bau ist bislang nur der Park Alpha Ventus in der Nordsee, hinter dem die Energiekonzerne Eon, EWE und Vattenfall stehen. afp/ddp
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Biomasse Als Chance

Aktionsplan für NRW vorgestellt. Ziel: Energieproduktion verdoppeln

An Rhein und Ruhr. Die Landesregierung will den Ausbau der Bioenergie vorantreiben. Das Ziel: Im Jahr 2020 sollen 20 % des Strom- sowie 10 % des Wärmebedarfs der Privathaushalte in NRW auf diese Weise gedeckt werden. Die Energieproduktion aus Ackerpflanzen, Waldholz oder Gülle soll von landesweit derzeit knapp 9 Mrd Kilowattstunden auf fast 18 Mrd gesteigert werden.

Reststoffe im Visier

Landesregierung, Vertreter von Bauern sowie der Energiebranche stellten gestern in Düsseldorf einen Aktionsplan vor. Mit einer Verdoppelung der Bioenergie könnten auf mittlere Sicht zwei bis drei Kohlekraftwerke in NRW ersetzt werden, hieß es.

Der Plan setzt vor allem darauf, Rest- und Abfallstoffe zu verwerten, um die knappen Rohstoffe zu schonen. „Das bedeutet konkret, die Biomasse erst stofflich zu verwerten, Holz zum Beispiel erst zu Möbeln zu verarbeiten", so Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU); erst danach und nach einer weiteren Nutzung etwa als Spanplatten solle das Holz dann im Kraftwerk verfeuert werden.

Landwirte können Biomasse-Anlagen über das Erneuerbare-Energien-Gesetz bezuschussen lassen. Der Aktionsplan verspricht ein verbessertes Infoangebot durch die Energieagentur NRW und stellt die Förderung eines Bioenergiemanagements auf Landkreisebene in Aussicht.

Bisher sind Biomasseanlagen nur mäßig verbreitet. Beispiel Kreis Wesel: Hier gibt es nach Angaben der Kreisverwaltung bisher vier größere Biomasse-Kraftwerke und sechs Biogasanlagen, die überwiegend im Besitz von Unternehmen sind.
sab
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Urteil

Gericht: Kraftwerksbau verstößt gegen viele Vorgaben

, Inge Ansahl 
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Datteln. Nicht ganz zwei Wochen nach dem Urteil hat das Oberverwaltungsgericht am Dienstagnachmittag die schriftliche Begründung an die Beteiligten gefaxt. Neben formellen Mängeln kritisiert das OVG auf 100 Seiten insbesondere, dass Plansätze des Landesentwicklungsplans missachtet wurden.

Exakt 100 Seiten stark ist die von allen Beteiligten erwartete schriftliche Urteilsbegründung des 10. Senats des Oberverwaltungsgericht in Münster. Dienstag gegen 17 Uhr gingen die Seiten per Fax an Philipp Heinz, den Rechtsanwalt des klagenden Ehepaares Greiwing, und an die Stadt Datteln als Beklagte wie Unterlegene raus. Jetzt ist Schwarz auf Weiß nachzulesen: Der Bebaungsplan 105 - Eon-Kraftwerk - ist unwirksam. Er sei nicht den Zielen der Raumordnung angepasst und missachte die Vorgaben des § 26 LEPro NRW und der Plansätze des Landesentwicklungsplans, stellt der 10. Senat fest und begründet dies ausführlichst. 

Es sei eher selten, dass ein Urteil so deutliche Leitsätze enthielte, sagte Jurist Heinz in einer ersten Reaktion und nach kurzem Querlesen der Begründung. „Jeder einzelne Punkt hätte gereicht, den Bebauungsplan zu kippen.” 

Auswirkungen auf das FFH-Gebiet Lippeauen 

Unter anderem stellt das OVG fest, für den Kraftwerksbau liege ein immissionsschutzrechtlicher Vorbescheid vor, auf dessen Grundlage Teilgenehmigungen erteilt worden seien. Die Vorbescheide vom 31. Januar und die erste Teilgenehmigung vom 7. Februar 2007 seien angefochten worden, die Verfahren noch nicht abgeschlossen. Wörtlich heißt es in der Urteilsbegründung: „Auf die Erfolgsaussichten dieser Anfechtungsklagen kann sich das vorliegende Verfahren mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auswirken.” 

Das Gericht stellt weiter fest, der Bebauungsplan leide an formellen Mängeln. So sei die Auslegungsfrist für die zweite Öffentlichkeitsbeteiligung mit 14 Tagen zu kurz gewesen. Oder: Die möglichen Auswirkungen der Planung auf das FFH-Gebiet Lippeauen seien nicht ausreichend untersucht und bewertet worden. 

Jetzt erwarten die Kläger die Baustopp-Verfügung durch die Bezirksregierung. Dort muss man jetzt viel lesen. 

Wir-Klimaretter.de
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Die Hälfte der Kraftwerke wird überflüssig

Aus Berlin TORALF STAUD

Deutschland im Jahr 2020: In der Nord- und Ostsee drehen sich Windräder mit einer Gesamtkapazität von 10.000 Megawatt, an Land sind etliche der bereits bestehenden Anlagen mit größeren Rotoren aufgerüstet worden. Solarzellen auf Häuserdächern sind viel weiter verbreitet als heute, und die Erzeugung von Strom aus Erdwärme (Geothermie) ist endlich in Gang gekommen. Insgesamt decken die Erneuerbaren Energien 47 Prozent des deutschen Strombedarfs. Dies ist ein Szenario, das der Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE) im Januar in einer Studie entwarf. Diese Prognose liegt über den Plänen der Bundesregierung, aber bei guter Politik, so der BEE, sei das Ziel problemlos erreichbar. 

Schon damals aber war klar, dass eine solche Vision für die traditionellen Energiekonzerne schmerzhafte Konsequenzen hätte. „Der Markt, der konventionellen Kraftwerken zur Verfügung steht, wird dramatisch schrumpfen", sagte heute BEE-Geschäftsführer Björn Klusmann, als er in Berlin eine neue Studie vorstellte. Nur noch gut die Hälfte der heute vorhandenen Kapazitäten in Braunkohle-, Steinkohle- oder Atomkraftwerken werden im Jahr 2020 benötigt. 

Der Lobbyverband der Erneuerbaren Energien hatte das Fraunhofer-Institut für Windenergie und Energiesystemtechnik (IWES) in Kassel damit beauftragt, doch mal konkret zu berechnen, was ein ambitionierter Ausbau von Windkraft & Co. für die Realität bedeutet. Denn ein Großteil der Erneuerbaren sind im Energieaufkommen naturgemäß schwankend, Solarzellen und Windräder liefern bekanntlich nur Strom, wenn die Wind weht oder die Sonne scheint - und Speichertechnologien werden auf absehbare Zeit sehr teure Mangelware bleiben. 

In Zukunft brauchen konventionelle Kraftwerke nur noch die Lücken der Erneuerbaren auffüllen

Strom aus Erneuerbaren muss deshalb ins Netz eingespeist werden, wann immer er anfällt. Das aber geht nur, wenn dort Platz ist. Wenn also nicht gleichzeitig die bislang üblichen Grundlastkraftwerke auf Kohle- oder Atombasis mit ihrem Strom die Leitungen verstopfen. Alle Ausbauprognosen für die Erneuerbaren - ob nun das 47-Prozent-Ziel des BEE oder die von der Bundesregierung beschlossenen 30 Prozent bis 2020 - sind jedenfalls nur übers Jahr gemittelte Durchschnittswerte. Bei günstigem Wetter wird viel mehr Wind- und Solarstrom ins Netz fließen - schon heute beispielsweise gibt es Momente, wo die Erneuerbaren den kompletten Strombedarf in Deutschland decken. Umgekehrt muss der restliche Kraftwerkspark flexibel die Lücken auffüllen.
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Energieeinspeisung laut Prognose im Jahr 2020: Aus den Wetterdaten des Jahres 2007 wurde errechnet, wie viele Öko-Strom in der Woche mit dem günstigsten Wetter im Netz sein könnte. Zu sehen ist - am rechten Bildrand - ein Sonntag, der zugleich windig (blau) und sonnig (gelb) ist. Konventionelle Kohle- oder Atom-Kraftwerke (schwarz) werden zur Bedarfsdeckung dann fast nicht mehr gebraucht.
Grafik: BEE/IWES 

Das Fraunhofer-Institut hat nun die Wetterdaten des Jahres 2007 hochgerechnet auf einen Kraftwerkspark, wie er laut BEE-Prognose im Jahr 2020 möglich wäre. Für jede der 8760 Stunden wurde errechnet, wie viel klimaschonender Strom die Erneuerbaren liefern können - und wie viel Bedarf überhaupt noch für andere Kraftwerke besteht: Nur noch 24.500 Megawatt Leistung, so Stefan Bofinger vom Fraunhofer-Institut IWES, werden demnach auf eine Betriebsstundenzahl von mehr als 8.000 Stunden pro Jahr kommen (bei solcher Auslastung spricht man von "Grundlastkraftwerken"). Zum Vergleich: Heute sind es mit 43.900 Megawatt fast doppelt so viele Atom- oder Kohleblöcke. Laut IWES-Prognose würde der Deckungsanteil der Erneuerbaren Energien am Gesamtstromverbrauch im Jahr 2020 zwischen 15 Prozent bei ungünstigen und 95 Prozent bei günstigen Wetterverhältnissen schwanken. 

Für Eon, RWE, Vattenfall und EnBW hätte das drastische Folgen. Die vier Stromriesen sitzen hierzulande auf einem veralteten Kraftwerkspark, der zum großen Teil auf eine hohe Auslastung ausgelegt ist. Und immer noch bauen die Konzerne für viele Milliarden Euro neue Grundlastkapazitäten. "Nach den Ergebnissen unserer Studie", warnt BEE-Geschäftsführer Klusmann, würden sich diese Investitionen "angesichts der realen Bedingungen von Angebot und Nachfrage auf dem Strommarkt nicht rentieren." Der Strombedarf, der über 24.500 MW hinausgeht, könne jedenfalls durch Erneuerbare Energien und Pumpspeicherwerke das ganze Jahr über gedeckt werden.
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Die "Jahresdauerlinien" des deutschen Kraftwerksparks im Vergleich: oben 2007, unten die Prognose für 2020. Deutlich zu sehen ist, dass künftig bei einem Ausbau der Erneuerbaren Energien viel weniger konventionelle Kraftwerke (Kohle und Atom) auf Betriebsstundenzahlen von 8.000 pro Jahr kommen werden. Grafik: BEE/IWES 

Laufzeitverlängerungen für die deutschen Atomkraftwerke, auch das zeigte die Studie, würde das Problem verschärfen. Denn über viele Jahre wären damit zusätzliche Grundlastkapazitäten am Netz, dann "müssten ein Großteil der übrigen konventionellen Kraftwerke abgeschaltet werden", sagt Klusmann. 

Man kann sich bereits jetzt ausmalen, welche politischen Debatten aufkommen könnten: Die großen Stromversorger werden klagen, dass ihre milliardenteuren Investitionen durch die Erneuerbaren Energien zu Investitionsruinen werden - und darauf drängen, dass der Einspeisevorrang für Öko-Energien gekippt wird. Das aber hätte weit reichende Folgen: Die Finanzierung vieler Windparks, betont der Bundesverband Windenergie, basiert darauf, dass wirklich der gesamte anfallende Strom ins Netz eingespeist und vergütet wird. Der Ausbau der Erneuerbaren würde also massiv behindert.

Selbst bei langsameren Ausbau der Erneuerbaren könnte ein Drittel der Atom- und Kohlekraftwerke überflüssig werden

Stefan Bofinger vom Fraunhofer-Institut betont, dass die Annahmen für seine Studie "konservativ" gewesen seien. So habe man in der Prognose den Stromverbrauch im Jahr 2020 sogar noch höher angesetzt, als laut der Energiesparpläne der Bundesregierung zu erwarten wäre. Auch seien noch gar nicht alle Kapazitäten in Pumpspeicherwerken berücksichtigt, die dann vermutlich zur Verfügung stehen werden und zur Glättung der Schwankungen von Windkraft zur Verfügung stehen. Auch das Regelpotenzial von Biogasanlagen habe man weitgehend außer Acht gelassen. Im Klartext: Bei klimapolitisch optimistischeren Annahmen wäre der Restbedarf für Atom- und Kohlekraftwerke sogar noch geringer ausgefallen. 

Einzig das Ausbauniveau der Erneuerbaren Energiequellen sei ziemlich hoch angesetzt worden - eben auf die 47 Prozent, die der BEE für möglich hält. Wird dagegen "nur" das Ziel der Bundesregierung erreicht, dass 2020 im Jahresdurchschnitt 30 Prozent Ökostrom im Netz sein sollen, würde zwar nicht die Hälfte der Atom- und Kohle-Kapazitäten überflüssig. Ein Drittel aber sicherlich noch.



Deutschlandradio.de
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Klare Absage an Kohlekraftwerke

Wirtschaftswissenschaftler sprechen sich für Ökostrom aus

Von Verena Kemna

Eine bundesweite Initiative von Volkswirten hält den Neubau von Kohlekraftwerken angesichts des erfolgreichen Ausbaus erneuerbarer Energien für überflüssig. Neue Braun- und Steinkohlekraftwerke würden die Klimaziele gefährden.
In ihrer Botschaft für das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft sind sich die 50 Wirtschaftswissenschaftler einig. Sie sagen ganz klar: Jedes neue Braun- und Steinkohlekraftwerk, das in Deutschland ans Netz geht, gefährdet die Klimaziele. Die globale Klimaerwärmung zu stoppen, muss Grundlage jeder ökonomischen Berechnung sein, sagt Holger Rogall von der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin. 

"Wir wissen heute, dass die Industrieländer 80 bis 95 Prozent ihrer CO2-Emissionen bis zum Jahr 2050 senken müssen. 80 bis 95 Prozent heißt faktisch die Verabschiedung des fossilen Zeitalters."

Vor allem wegen der langen Laufzeiten von über 40 Jahren seien Kohlekraftwerke volkswirtschaftlich unrentabel. Wenn etwa in Zukunft die Preise für CO2-Emissionen und Kohle steigen, sich die Investitions- und Betriebskosten eines Kohlekraftwerks nicht mehr rechnen, könnten heute gebaute Kraftwerke als Investitionsruinen enden. Auch in den Vorstandsetagen der Energiekonzerne würden solche Berechnungen diskutiert. Holger Rogall sieht positive Anzeichen für einen grundsätzlichen Wandel: weg von fossilen Brennstoffen, hin zu erneuerbaren Energien. Er nennt ein Beispiel.

"In Berlin haben wir das exemplarisch sehen können. Über Jahre ist überlegt worden, alte Kraftwerke stillzulegen und dafür ein neues Kohlekraftwerk zu bauen - und das auch noch in der fortschrittlichsten Technik, der Kraft-Wärme-Koppelung. Das ist ja bei vielen anderen Kraftwerken gar nicht geplant. Aber selbst mit der modernsten Technik wäre es nicht verträglich. Und der Bauherr dieses Kraftwerks hat jetzt darauf verzichtet. Und wir werden jetzt hier ein Biomassekraftwerk errichten. Das zeigt, wo es hingehen muss." 

Auch die Technologie zu Abscheidung und Speicherung von CO2, Carbon Capture Storage, kurz CCS sei keine Garantie für klimafreundliche Kohleverstromung. Ob sich die Technologie überhaupt in großem Maßstab realisieren lässt, ob CCS ökologisch vertretbar und wirtschaftlich zu betreiben ist, sei völlig offen, so heißt es in der gemeinsamen Erklärung der Wissenschaftler für das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft. Als Stellvertretender Vorsitzender des Forums hat auch Volkswirt Kai Schlegelmilch Zweifel daran, ob sich CCS als Zukunftstechnologie behaupten kann. 

"Wir haben noch keine richtige Erfahrung und schon gar keine Langfristerfahrung. Von daher muss dies erst über einen längeren Zeitraum getestet werden, um sicherzustellen, dass CCS über mehrere Jahrzehnte, Jahrhunderte das CO2 sicher in der Erde abspeichert. Wenn wir das wissen, kann man CCS sicherlich nutzen. Aber es wird, so sagen uns die Wissenschaftler, bis 2020 mindestens dauern, bis wir da halbwegs verlässlich drüber Auskunft geben können."

Auch deshalb sollten Investitionsmittel vor allem für erneuerbare Energien bereitgestellt werden. Strom einsparen, effizient nutzen - die Wissenschaftler fordern eine grundlegende Wende in der Klimapolitik. Das ist möglich, meint Volkswirt Kai Schlegelmilch. Sein Appell an die Bundesregierung: 

"Wir wollen, dass sie möglichst schnell vernünftige Rahmenbedingungen schafft bis 2050, nicht nur bis 2020, weil ein Kohlekraftwerk 40 bis 50 Jahre läuft. Und ein Investor braucht heute Investitionssicherheit. Zum anderen soll es keine explizite oder implizite Werbung für Kohlekraftwerke mehr geben, wie das in der Vergangenheit oft der Fall gewesen ist."

Taz.de
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Urteil zum Kraftwerk Datteln

Ende eines Prototyps

KOMMENTAR VON CHRISTIAN RATH

Wer den Klimaschutz ignoriert, bekommt Probleme. Das ist eine der zentralen Botschaften im Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster.

Der Bau des Kohlekraftwerks Datteln wurde jetzt auch deshalb gestoppt, weil er keinerlei Beitrag zur Reduzierung von Treibhausgasen leistet. Der Bebauungsplan für das Kraftwerk hatte entsprechende Ziele der Landesentwicklung einfach missachtet und war deshalb rechtswidrig, entschieden die Richter.

Dieses Urteil ist ein Signal. Denn es ging dabei nicht um irgendein Kraftwerk, sondern um den Prototyp einer neuen Kraftwerksgeneration. Datteln sollte das leistungsfähigste Steinkohlekraftwerk Europas werden, das mit nur einem Block rund 1.100 Megawatt Leistung erzeugt - also fast so viel wie ein Atomkraftwerk. Sein CO2-Ausstoß würde allein 0,73 Prozent des deutschen CO2-Kontingents verbrauchen. Ob und wie solche Kraftwerke gebaut werden, ist eine Weichenstellung dafür, ob Deutschland seine ehrgeizigen Klimaziele überhaupt einhalten kann.
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Christian Rath ist rechtspolitischer Korrespondent der taz. Foto: taz 

Deshalb ist es gut, dass die Richter genau im Fall Datteln klarmachen, dass den Sonntagsreden vom Klimaschutz nun auch endlich Taten folgen müssen. Es genügt eben nicht, hehre Bekenntnisse zur CO2-Reduktion in den Landesentwicklungsplan zu schreiben. Solche Vorgaben müssen vor Ort zumindest in die Abwägung einbezogen werden. Damit sind die Richter nicht einmal sonderlich radikal. Sie ordnen nicht an, dass in Zukunft ausschließlich Wind- und Wasserkraftwerke gebaut werden dürfen. Doch sie fordern immerhin, dass ein neues Kohlekraftwerk, das effizienter ist als alte Kraftwerke, diese dann auch verbindlich ersetzen muss. Wenn der neue Meiler nur hinzukommt, ist dies kein Beitrag zum Klimaschutz. Im Gegenteil. 

Energieversorger mögen das Urteil in diesem Punkt für überraschend halten und mangelnde Rechtssicherheit beklagen. Doch vielleicht entwickeln nun auch die bisherigen Bremser ein Interesse an klaren gesetzlichen Vorgaben zum Klimaschutz.

Umweltverbände fordern schon lange, dass auf neue Kohlekraftwerke nach Möglichkeit verzichtet werden soll. Und wenn sie doch gebaut werden, dann nur mit strengen Anforderungen zur CO2-Abscheidung und zur Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung. Jetzt ist der Gesetzgeber gefordert.
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Thoben ruft zum Kampf für Eon-Kraftwerk auf

Thomas Wels 

Datteln. NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) hält den Baustopp für das Kraftwerk Datteln für falsch. Sie fordert deshalb SPD und Grüne auf, mit der Regierung für den Weiterbau und Erhalt des Eon-Projektes zu kämpfen. Das fast fertige Kraftwerk steht auf der Kippe.
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Christa Thoben, Wirtschaftsministerin NRW 

NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) ruft die SPD dazu auf, gemeinsam mit der Regierung für den Weiterbau und Erhalt des Eon-Kohlekraftwerkes in Datteln zu kämpfen. "Wir stehen da letztlich in einer Allparteien-Koalition – wie wir haben SPD und Grüne 2004 den Ausweis des Kraftwerkstandorts für richtig gehalten”, so Thoben zur WAZ. 

Am Freitag oder Anfang der kommenden Woche ist eine Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes (OVG) Münster über einen möglicherweise vollständigen Baustopp zu erwarten. Vor etwa zwei Wochen hatte das OVG die Baugenehmigung des beinahe fertig gestellten 1,2 Milliarden Euro teuren Kraftwerks aufgehoben. 

Thoben sagte: „Ich halte die Entscheidung des Gerichts für fehlerhaft.” Anders als das OVG geurteilt habe, sei bei der Ausweisung des Kraftwerkstandorts „die Abwägung mit Zielen des Landesentwicklungsplanes” erfolgt. Sie wolle der anstehenden Entscheidung des OVG über einen etwaigen Baustopp nicht vorgreifen, unterstütze aber die Beschwerden von Eon und der Stadt Datteln gegen die Nichtzulassung der Revision. Sie werde zudem einen Vorstoß zur Änderung des Landesentwickungsplanes unternehmen, „damit solche Dinge nicht mehr vorkommen”. 

